
Bertola, Giuseppe

Article

Verkrustete Arbeitsmärkte: auf dem Weg in die
Arbeitslosigkeit?

ifo Schnelldienst

Provided in Cooperation with:
Ifo Institute – Leibniz Institute for Economic Research at the University of Munich

Suggested Citation: Bertola, Giuseppe (2004) : Verkrustete Arbeitsmärkte: auf dem Weg in die
Arbeitslosigkeit?, ifo Schnelldienst, ISSN 0018-974X, ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der
Universität München, München, Vol. 57, Iss. 17, pp. 24-27

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/164100

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/164100
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


i fo  Schne l ld ienst  17/2004 –  57.  Jahrgang

24

Können europäische Arbeitsmärkte den heutigen
Herausforderungen standhalten? 

Europäische Arbeitsmärkte waren nicht immer starr. Von der
Nachkriegszeit bis in die siebziger Jahre war die Arbeitslosig-
keit in Europa geringer als diejenige in den USA. Und die eu-
ropäischen Länder wiesen ein hohes Wirtschaftswachstum
auf. Zwischen 1950 und 1973 wuchs das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) in den 15 EU-Ländern jährlich um fast 5% (fast 4%
pro Kopf). In den Jahren zwischen 1974 bis 1985 verlang-
samte sich das Wachstum in den USA und der EU auf etwa
2%. Und obwohl in Europa weniger Beschäftigung geschaf-
fen wurde als in den USA, stiegen bis in die neunziger Jahre
die Reallöhne, auch die Lohnunterschiede waren geringer als
in den USA. In den frühen achtziger Jahren erhöhten sich die
Arbeitslosenquoten der meisten europäischen Länder und
übertrafen diejenige der USA, aber die Arbeitslosigkeit war kei-
ne Quelle sozialer Spannungen, da die Hauptverdiener einen
sicheren Arbeitsplatz mit hohen Löhnen genießen konnten und
sich die Arbeitslosigkeit nur auf sekundäre Teile des Arbeits-
marktes konzentrierte.

Ende der neunziger Jahre war die Arbeitslosenquote in der EU
doppelt so hoch wie in den USA, und Wachstum wurde ein
schwer erreichbares Ziel für europäische Politiker (Sapir et al.
2004). Aber nicht nur in den neunziger Jahren, sondern auch
in den ersten Jahren des neuen Millennium, war das Wachs-
tum in den EU-Ländern im Allgemeinen und in Deutschland
im Besonderen sehr viel langsamer als in den USA. Dies ist
bedauerlich. Aber die Stagnation sollte nicht zu Resignation
führen, und ängstlich zu sein, ist nicht konstruktiv. Die Euro-
päer müssen vielmehr vorausschauende Lösungen entwickeln
für das bekannte Problem, Arbeitnehmerschutz mit wirt-
schaftlicher Leistung in Einklang zu bringen. Sich mit vergan-
genen Erfolgen zu rühmen, sollte nicht dazu führen, den Fort-
schritt zu bedauern und defensive, rückwärts gerichtete Pro-
gramme zu befürworten. Eine großartige Vergangenheit soll-
te stattdessen ein Ansporn für neue Lösungen sein. 

Konjunkturelle und strukturelle Faktoren

Die Wachstums- und Arbeitsmarktprobleme in Europa sind
relativ neu. Lange Zeit reagierte die Politik auf eine hohe Ar-
beitslosigkeit mit staatlich eingerichteten Arbeitsstellen, einer
aktiven Arbeitsmarktpolitik und Frühverrentungsprogrammen.
Den strukturellen Veränderungen, die der sich stetig ver-
schlechternden Beschäftigungssituation in Europa zugrunde
liegen, wurde wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Das Ziel des
EU-Gipfels von Lissabon, bis zum Jahr 2010 den Status der
»konkurrenzfähigsten Wirtschaft« zu erreichen, hat bis jetzt
nicht zu den angemessenen Reformen geführt, so dass es

auch nicht weiter verwunderlich ist, dass seither die europäi-
sche Wirtschaft nur wenig gewachsen ist. 

Der Grund für die geringen Wachstumsraten wurde und wird
immer noch in den konjunkturellen Bedingungen gesehen,
strukturelle Faktoren sind jedoch offensichtlich viel entschei-
dender. Der Binnenmarkt, die Erweiterung und die Europäi-
sche Währungsunion haben alle erheblich dazu beigetragen,
den europäischen Markt zu vergrößern und das makroöko-
nomisch-politische Umfeld zu verbessern. Um aber eine grö-
ßere Leistung und schnelleres Wachstum zu fördern, sind ent-
sprechende Wettbewerbsbedingungen notwendig. Die Pro-
duktionsstruktur muss sich in Richtung nachhaltiges Wachs-
tum orientieren. Das ist sicherlich nicht nur eine Frage der Steu-
erreduzierung. Dies kann die Entwicklung eines Landes näm-
lich nur dann unterstützen, wenn die Steuern in anderen Län-
dern hoch bleiben. Aber diese Strategie ist keine Option für
eine europäische Wirtschaft, in der öffentliche Ausgaben und
Transfers politische Ziele verfolgen. 

Wettbewerb und Wachstum sollten in allen Märkten vorhan-
den sein, nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, dessen institutio-
nelle Regelungen oft für die schlechte Beschäftigungssitua-
tion verantwortlich gemacht wird. Auch wenn dies in vielerlei
Hinsicht für viele Länder zutrifft, vergisst man schnell, dass
die Institutionen des Arbeitsmarktes von Nuten sein können
und ihre Stabilität ein wichtiges Ziel der Allgemeinheit und der
öffentlichen Ordnung ist. Um zu verstehen, warum die schlech-
te Beschäftigungssituation in vielen europäischen Ländern
nicht zu Reformen führt, sollte man bedenken, dass die nied-
rige Beschäftigung ein unangenehmes, aber nicht unbeab-
sichtigtes Nebenprodukt vieler Institutionen des Arbeitsmark-
tes ist. Arbeitslosenversicherung, Lohnnebenkosten und so-
ziale Transfers, Arbeitnehmerschutz und Tarifverhandlungen
sollen Armut verhindern und Ungleichheit reduzieren. 

Aber die hohen Löhne und die Einkommenssicherheit ha-
ben ihren Preis in einer niedrigeren Produktivität und einer
geringeren Beschäftigung, ein Preis, dessen Höhe von den
Charakteristiken des Arbeitsmarktes abhängt. Eine Ar-
beitslosenunterstützung, die in einer hoch produktiven Wirt-
schaft nur geringe Auswirkung hätte, könnte in einer weni-
ger entwickelten Ökonomie die Beschäftigungsraten dra-
matisch senken. Deshalb gibt es in großen Ländern oft-
mals eine hohe Gesamtarbeitslosigkeit und daneben eine
verbreitete regionale Arbeitslosigkeit. Zum Beispiel herrscht
im Nordosten von Spanien und Norditalien fast Vollbe-
schäftigung, während es in weniger entwickelten Regionen
und im Landesdurchschnitt zur gleichen Zeit eine hohe Ar-
beitslosigkeit gibt. 

Da sich ein regulierter Arbeitsmarkt bei starkem Wettbewerb
auf den Produktmärkten negativ auf die Beschäftigung aus-
wirkt (Bertola und Boeri 2001), spielt auch die grenzüber-
schreitende Integration eine wichtige Rolle. Die gleiche Erhö-
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hung der Arbeitskosten, die die Beschäftigung in einer ge-
schlossenen Volkswirtschaft mit geringem Wettbewerb nur
wenig reduzieren würde, wird in einer Wirtschaft, deren Pro-
duktion in ein anderes Land verlagert werden kann, die Be-
schäftigungssituation dramatisch verschlechtern. 

Wirtschaftliche Integration und der Arbeitsmarkt

Ist der Wettbewerb zwischen den Handelspartnern stark, wird
auch die Beschäftigung aufgrund der Regulierung des Ar-
beitsmarktes stärker zurückgehen. Deshalb wird die wirt-
schaftliche Integration die europäischen Arbeitsmarktinstitu-
tionen nachhaltig verändern. 

Die EU-Erweiterung um die relativ armen mittel- und osteuro-
päischen Länder stellt die alten EU-Mitgliedstaaten vor neue
Herausforderungen. Die Einwanderer kennen in der Regel
die Möglichkeiten zum Erhalt von Sozialleistungen in dem Gast-
land besser als die dort einheimische Bevölkerung. Sogar
schon kleine Unterschiede in den möglichen Zielländern kön-
nen die Menschen, die sich entschieden haben, auszuwan-
dern, beeinflussen bei der Wahl ihres Migationszieles. So zei-
gen einige Studien, dass Einwanderer eher großzügiger So-
zialleistungen in Anspruch nehmen als Einheimische (vgl. Bor-
jas 1999 für die USA und Sapir 2001 für Europa). Werden
viele Mittel- und Osteuropäer in die Arbeitslosigkeit migrieren
und sogar das Arbeitslosenheer, das man in einigen Regionen
Deutschlands und Italiens findet, vergrößern oder solchen
Druck auf die existierenden Sozialsysteme ausüben, dass die
geplante Schaffung einer Region wirtschaftlicher Freiheit ver-
hindert wird? Oder kann die Aufnahme der mittel- und ost-
europäischen Staaten in die EU die lange Phase der Starrheit
der Arbeitsmärkte von 1970 bis in die neunziger Jahre been-
den und das dynamische Wachstum und die Arbeitsmarkt-
verhältnisse der fünfziger und sechziger Jahre wiederher-
stellen?

Die Antwort auf diese Frage hängt zum Teil von kulturellen Fak-
toren ab. Oft wird argumentiert, dass die Mobilität europäi-
scher Arbeitskräfte durch kulturelle und sprachliche Barrieren
behindert wird. Aber etwa 10 Mill. europäische Arbeitnehmer
haben auf der Suche nach besseren Beschäftigungsmög-
lichkeiten im goldenen Zeitalter Europas in den fünfziger und
sechziger Jahren die Grenzen überquert; viele andere zogen
vom Land in die Stadt. Kulturelle und politische Faktoren wer-
den eine leistungsorientierte Migration nicht verhindern, wenn
europäische Arbeitsmärkte zu ihrer früheren Dynamik zu-
rückkehren sollten. Aber diese Faktoren könnten eine wichti-
ge Rolle bei der Ausgestaltung der Reformen, die in Westeu-
ropa als Reaktion auf den Zuwanderungsdruck durchgeführt
werden, spielen. Die Zuwanderung wird nicht zum Untergang
des europäischen Sozialstaates führen. Die staatlichen Sozi-
alsysteme und die Regulierung des Arbeitsmarktes werden
von der Mehrheit der EU-Bürger befürwortet. Sie würden si-

cherlich eine Begrenzung der individuellen Mobilität bevorzu-
gen, sollten sich Tendenzen zum radikalen Ab- bzw. Umbau
der bisherigen institutionellen Regelungen zeigen.

Deshalb gefährdet die Interaktion zwischen den bisherigen So-
zialprogrammen und wirtschaftlicher Integration die Letztere
stärker. Ob die steigende Arbeitskräftemobilität zu einer Anti-
Integrationshaltung führen oder das Wachstum in Westeuro-
pa erneuern wird, wird hauptsächlich davon abhängen, ob
sich die Politik den neuen Herausforderungen stellt und We-
ge finden wird, um sozialen Zusammenhalt und wirtschaft-
lichen Fortschritt zu fördern, ohne die Ziele der Sozial- und
Arbeitsmarktpolitik, die für Europa so wichtig sind, aufzugeben. 

Die Herausforderungen, von denen die aktuellen Sozial- und
Arbeitsmarktregelungen betroffen sind, sind durch die wirt-
schaftliche Integration mitverursacht. Aber diese Regulierun-
gen, die Europa von seiner Vergangenheit geerbt hat, wer-
den durch die demographischen Trends und technologischen
Entwicklungen überholt. Die wirtschaftliche Integration führt
zur Produktivitätssteigerung und verändert die Bewertung der
aktuellen institutionellen Regelungen auf vielfältige Weise, nicht
nur durch die Migration. Aber die individuelle Mobilität ist viel-
leicht der sichtbarste Aspekt der wirtschaftlichen Integration.
Der Handel und die Mobilität des Kapitals können auf die Ar-
beitnehmer den gleichen Wettbewerbsdruck ausüben wie
die Migration. Und diese ist praktisch nicht zu stoppen. 

Die Reformrichtungen

Es wäre falsch, die wirtschaftliche Integration zu bedauern.
Die Integration von Märkten über Familien, Städte und Kö-
nigreiche hinweg hat in der Geschichte den wirtschaftlichen
Fortschritt gefördert. Unsere Bereitwilligkeit und Fähigkeit mit
Menschen, die sich geographisch und kulturell von uns unter-
scheiden, zusammenzuarbeiten, ist die Hauptursache, warum
wir einen höheren Lebensstandard als primitive Menschen ge-
nießen (Seabright 2004). Es gibt keinen Grund, warum der
Fortschritt durch die Grenzen von Nationalstaaten verhindert
werden sollte. 

Es ist notwendig, eine Neubewertung durchzuführen, um her-
auszufinden, wie die Regulierungen des Arbeitsmarktes ver-
ändert werden sollten und was ihre Ziele sind. Reformen soll-
ten durch eine neue Kosten-Nutzen-Analyse begründet wer-
den. Die wirtschaftliche Integration bietet neue Möglichkei-
ten, kann aber negative Auswirkungen auf den Sozialstaat ha-
ben, wenn die institutionelle Struktur der Märkte ungenügend
auf die neuen Möglichkeiten reagieren kann. Die EU-Arbeits-
märkte und das Wachstum leiden unter dem Mangel an ge-
eigneter Umgestaltung bei Wettbewerbsdruck. Infolgedessen
sind Reformen sowohl für die bisherigen als auch für die neu-
en EU-Mitglieder unverzichtbar, damit sie sich die neuen Mög-
lichkeiten zu Nutze machen können. Wenn Arbeitskräfte und
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andere Ressourcen, die in traditionellen Industrien nicht mehr
gewinnbringend eingesetzt werden können, ungenutzt blei-
ben und nicht neuen Aufgaben zugeordnet werden, wird der
Verlust industrieller Produktion nicht durch neue Dienstleis-
tungen kompensiert, und der Wohlstand wird verringert.

Integration und Deregulierung sind nicht schmerzlos, und es
wäre gefährlich, die politisch-ökonomischen Spannungen zu
missachten, die durch den Abbau des gegenwärtigen Sys-
tems des Arbeitnehmerschutzes in Europa entstanden sind.
In einer Zeit, in der Arbeitnehmerschutz wegen stärkerem Wett-
bewerb immer schwieriger wird, werden gleichzeitig die Rufe
nach solchem Schutz immer lauter. Deshalb sollten die Re-
formen weder nur deregulieren noch sollten Maßnahmen ein-
geführt werden, die den Fortschritt beschränken. Die Politi-
ker sollten nicht, wie Generäle des 20. Jahrhunderts, alte
Schlachten mit veralteten Instrumenten schlagen. Die Ar-
beitslosenunterstützung für deutsche Bauarbeiter sollte eher
aufgrund einer Veränderung ihrer Wettbewerbsfähigkeit durch
die Konkurrenz aus Mittel- und Südeuropa reformiert wer-
den, als aufgrund des Wetters und konjunkturellen Schwan-
kungen, wie es die Verfechter eines »Bismarckschen Systems«
möchten.

Die Institutionen sollten auf nationaler und auf EU-Ebene re-
formiert und modernisiert werden, um Wandel und Mobilität
zu ermöglichen, Arbeit zu fördern und alte Ziele in eine neue
Umgebung zu integrieren. Während die wirtschaftlichen Inter-
aktionen das Ausmaß und die Intensität derer in den USA er-
reichen, müssen die einzelnen Mitgliedstaaten der EU, und
auch die EU als Gesamtheit, bei dem Entwurf der neuen ins-
titutionellen Rahmenbedingungen aber die europäische Tra-
dition bewahren.

Marktübergreifende Aspekte

Die USA unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht von der EU,
nicht nur in der Struktur ihrer Arbeitsmärkte. Nicht nur die Ar-
beitsmärkte, sondern alle Märkte müssen umgestaltet wer-
den. Denn es kann von den Arbeitnehmern nicht erwartet wer-
den, dass sie die Risiken, die durch die Reform des Arbeits-
marktes für sie entstehen, allein tragen, während andere Be-
reiche nicht reformiert werden. In einigen Ländern können ar-
beitslose, besser verdienende Angestellte leicht eine Be-
schäftigung als Taxifahrer finden: Selbständigkeit und ein ein-
facher Zutritt zu den Produktmärkten können entscheidend
dazu beitragen, dass deregulierte Arbeitsmärkte akzeptiert
werden. Die relevanten Prozesse können durch die wirt-
schaftliche Integration und die EU-Wettbewerbshüter geför-
dert werden und machen die Deregulierung des Arbeitsmarktes
akzeptabler, als sie bisher ist. Es ist auch wichtig, dass regu-
lierte Finanzmärkte, auf denen wettewerbliche Bedingungen
herrschen, etabliert werden, um es den Arbeitnehmern zu er-
möglichen, die gleichen erschwinglichen Verbraucherkredite

zu nehmen, die es den US-amerikanischen Arbeitnehmern er-
lauben, ihren Konsumstand auch bei Einkommensschocks zu
bewahren. Kovarianzmuster sind in Aspekten der Arbeits-,
Produkt- und Finanzmarktregulierung und -entwicklung er-
kennbar (Nicoletti, Scarpetta und Boylaud 1999; Bertola und
Koeniger 2004). Jedes Mitgliedsland müsste seine institutio-
nellen Rahmenbedingungen reformieren, und die Erfahrung
und auch die Theorie weisen darauf hin, dass diese Reform-
prozesse abgestimmt werden sollten.

Grenzüberschreitende Aspekte

Die USA unterscheiden sich von der EU auch durch ihre
Bundesgesetzhoheit, die in Europa kein Gegenstück hat. Nicht
nur die Geld und Wettbewerbspolitik, sondern auch die So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik müssten koordiniert werden (Ber-
tola et al. 2001). Nur gemeinsam verwaltete Programme, wie
zum Beispiel eine Renten- und Arbeitslosenversicherung, die
dazu dienen sollen, Märkte zu ersetzen, auf Gebieten, auf
denen der Privatsektor keine entwickeln kann, müssten dann
nicht koordiniert werden, wenn sie den versicherungsmathe-
matischen Standards entsprechen. Die genaue Definition des
Verhältnisses zwischen individuellen Beiträgen und Leistun-
gen kann generell sicherstellen, dass solche Systeme dem
Druck der wirtschaftlichen Integration standhalten. Der Wett-
bewerb innerhalb dieser Systeme, in der Art, wie sie von Sinn
(2003) analysiert wurden, kann ihre Effizienz fördern. 

Ein Minimalstandard für Sozialleistungen und für die Besteu-
erung von mobilem Kapital und Unternehmen sollte für die
EU eine höhere Priorität als eine gemeinsame Agrarpolitik ha-
ben. Eine passende soziale Grundlage muss nicht als Teil ei-
ner kompletten »Sozialunion« eingeführt werden: die Homo-
genisierung von Minimalstandards wäre ohne politisch unre-
alistische, grenzüberschreitende Finanztransfers nicht mög-
lich und wirtschaftlich gefährlich. Harmonisierung bedeutet je-
doch nicht Homogenität. Minimalstandards, festgelegt durch
regionale Lohn- und Preisniveaus, würden grenzüberschrei-
tende Spannungen verhindern und könnten von supranatio-
nalen Fonds mitfinanziert werden, da dies im Interesse der rei-
cheren wie auch der ärmeren Mitgliedstaaten der integrierten
Wirtschaftsregionen ist. 

Umfang und Kohärenz

Europas politische Landschaft ist nicht überall so starr wie in
einigen seiner größeren Mitgliedstaaten. Erfolgsgeschichten
bei der Reform des Arbeitsmarktes sind möglich, dies zeigen
auch die früheren Erfahrungen der Niederlande und die ak-
tuelleren Booms in Irland und Finnland. In allen Fällen, und
vor allem auch bei den britischen Reformen in der Thatcher-
Ära, war ein entscheidendes Merkmal erfolgreicher Refor-
men ihr Umfang, der sich auf Teile des Arbeitsmarktes, des
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Finanzmarktes und auch der Produktmärkte erstreckte. Vie-
le Erfolgsgeschichten fanden in relativ kleinen Ländern statt,
in denen eine umfangreichere Vorgehensweise leichter zu ent-
wickeln und auszuführen ist. Dieser Fortschritt fehlt in den grö-
ßeren Ländern und auf EU-Ebene. Der Verfassungsentwurf
sah bei verschiedenen Aspekten der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik, in denen einige europäische Rahmengesetze Min-
destanforderungen festlegen könnten, ein qualifiziertes Mehr-
heitswahlrecht vor. Obwohl diese wichtigen Bestimmungen
die internationalen Verhandlungen nicht überstanden haben,
kann man hoffen, dass bessere Regelungen zwischen einigen
Ländern entstehen werden, wenn der aktuelle Entwurf ratifi-
ziert wird. 

Fortschritt ist schwierig, aber notwendig. Damit die wirt-
schaftliche Interaktion auf regionaler Ebene und in der EU
das gewünschte Gleichgewicht zwischen konkurrenzfähiger
Effizienz und individuellem Sozialschutz erreicht, müssen alle
Reformen, und nicht nur Arbeitsmarktreformen, auf einer um-
fassenden und kohärenten Basis durchgeführt werden. Na-
türlich sind wirtschaftliche Integration, effektiver Sozialschutz
und politische Entscheidungen auf regionaler Ebene ein wider-
sprüchliches Trio, genau wie eine unabhängige makroökono-
mische Politik, feste Wechselkurse und Kapitalmobilität vor
der Wirtschafts- und Währungsunion: Zwei der drei zu verfol-
gen, bedeutet notwendigerweise das dritte aufzugeben
(Bertola 2004). Integration aufzugeben wäre jedoch gleich-
bedeutend mit der Aufgabe wirtschaftlichen Fortschritts. 
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